Deutsdier Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr, II31 


Interpellation 

der Fraktionen der Bayernpartei und des Zentrums 
sowie der Gruppe der Deutschen Reichspartei 


betr.: Aufwertung des Kapitals der Altsparer. 


Der Herr Bunde^ikanzler hat in der Regierungserklärung im Septem- 
ber 1949 festgestellt : „Es ist notwendig, den Altsparern das Ver- 
trauen zur staatlichen Gesetzgebung wiederzugeben. Die von den 
Alliierten erlassene Währungsreform enthält vermeidbare soziale 
Härten, insbesondere in der Behandlung der Altsparer aller Art. 
Die Frage, in w^elchem Umfang diese Mangel beseitigt w^erden können, 
bedarf einer beschleunigten Prüfung ...” 

Am 7. Oktober 1949 hat die Fraktion der Bayernpartei unter 
Drucksache Nr. 84 den Antrag betreffend Aufweitung des Kapitals 
der Altsparer gestellt. 

Zwei Tage nachher, am 9. Oktober, hat der Flerr Bundesfinanz- 
minister Schaffer in seiner Hamburger Rede zum Aufwertungs- 
problem erklärt : „Durch die ungünsiigen Erfahrungen der Altsnarer 
hat der Sparwille im allgemeinen einen schweren Schlag erhalten. 
Gerade unter den gegenwärtigen Wü'rtschaftsverhälrnissen kommet 
aber alles darauf an, das verlorene Sparkapital zu ersetzen und neues 
Sparkapital für den Wiederaufbau zu beschaffen. Es wird daher 
im Bundesfinanzministerium zurzeit die Möglichkeit einer nachträg- 
lichen Entschädigung der Altsparer mit besonderer Sorgfalt geprüft 
und an einem Gesetzentwurf in dieser Richtung gearbeitet.« Diese 
Erklärung hat stärkste und berechtigte Hoffnungen der betroffenen 
Kreise erweckt. 

Unmittelbar vor Ostern wurden dem Geld- und Kreditausschuß 
umfangreiche Erwägungen zur Frage eines Altsparergesetzes über- 
geben, die das Datum vom 22. Januar 1950 trugen. 

Da diese Erw-^ägungen nicht die Meinung der Bundesregierung waren, 
wurde mit Schreiben des Geld- und Kredit ausschusscs vom 26. April 
1950 ersucht, eine klare Stellungnahme zum Aufw'ertungsproblem 
der Altsparer zu geben. Die Antw'ort des Herrn Bundesfinanz- 
ministers wurde dem Geld- und Kreditausschuß erst mit Schreiben 
vom 28. Juni 1950 am 3. Juli 1950 bekanntgegeben. Sic wich 
einer Entscheidung aus. Im Hinblick hierauf hat der Geld- und 
Kreditausschuß in seiner Sitzung vom 4. Juli 1950 sich außerstande 
gesehen, einer Erledigung des Antrags der Bayernpartei durch eine 
Geldnachrefor m ohne Zusammenhang mit der Regelung des Lasten- 
ausgleichs näherzutreten. 
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Damit erfährt die Behandlung und Erledigung des Aufwertungs- 
antrags eine weitere, bezüglich der Dauer nicht voraussehbare Ver- 
zögerung. 

Die Bundesregierung wird daher um Auskunft ersucht: 

1. Welche Schritte hat die Bundesregierung getan und gedenkt 
sie zu tun, um beschleunigt zu prüfen, in welchem Umfang 
die Mängel der Währungsreform in Bezug auf die Altsparer 
beseitigt werden können? 

2. Hat die Bundesregierung seit den erwähnten öffentlichen 
Erklärungen Verhandlungen mit den Besatzungsmächten auf- 
genommen, um die beabsichtigten Maßnahmen zur Beseiti- 
gung der vermeidbaren Härten der Währungsreform ver- 
wirklichen zu können? 

3. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung nunmehr 
zu ergreifen, um das Vertrauen der Altsparer wiederzu- 
winnen? 


Bonn, den 6. Juli 1950 


Dr. Besold Dr. Etzel Dr. Seelos 
und Fraktion der Bayernpartei 

Frau Wessel 

und Fraktion des Zentrums 
Frommhold 

und Gruppe der Deutschen Reichspartei 



